
14 67580 (G) *1467580*  Resolution der Generalversammlung, verabschiedet am 18. Dezember 2014 [aufgrund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/69/480] 69/143. Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels für soziale  Entwicklung und der vierundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung    Die Generalversammlung,   unter Hinweis auf den Weltgipfel für soziale Entwicklung, der vom 6. bis 12. März 1995 in Kopenhagen abgehalten wurde, und auf die vierundzwanzigste Sondertagung der Generalversammlung „Weltgipfel für soziale Entwicklung und der Weg danach: Soziale Entwicklung für alle in einer zunehmend globalen Welt“, die vom 26. Juni bis 1. Juli 2000 in Genf stattfand,   bekräftigend, dass die Kopenhagener Erklärung über soziale Entwicklung und das Aktionsprogramm des Weltgipfels für soziale Entwicklung1 
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wicklung spielt, und gleichzeitig anerkennend, dass die einzelstaatlichen Regierungen in 
dieser Hinsicht die Hauptverantwortung tragen,  

 in Bekräftigung ihrer nachdrücklichen Unterstützung einer fairen Globalisierung und 
der Notwendigkeit, durch Wachstum die Armut zu beseitigen, sowie der eingegangenen 
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haften Wirtschaftswachstums und einer nachhaltigen Entwicklung, zur Beseitigung der 
Armut und zur Stärkung ihrer demokratischen Systeme zu unterstützen;  

 13. betont, dass ein förderliches Umfeld eine entscheidende Voraussetzung für die 
Verwirklichung von Gerechtigkeit und sozialer Entwicklung ist, dass Wirtschaftswachstum 
zwar unverzichtbar ist, jedoch tief verwurzelte Ungleichheit und Marginalisierung ein 
Hindernis für das umfassende und dauerhafte Wachstum darstellen, das für eine nachhalti-
ge, inklusive und den Menschen in den Mittelpunkt stellende Entwicklung notwendig ist, 
und erkennt an, dass zwischen Maßnahmen zur Erzielung von Wachstum und Maßnahmen 
zur Erzielung von wirtschaftlicher und sozialer Gerechtigkeit und Inklusion ein Gleichge-
wicht hergestellt sowie dafür gesorgt werden muss, dass sie einander ergänzen, damit die 
Armut insgesamt wirksam verringert werden kann;  

 14. betont außerdem, dass die Stabilität der globalen Finanzsysteme, die gesell-
schaftliche Verantwortung und Rechenschaftspflicht der Unternehmen sowie nationale 
wirtschaftspolitische Maßnahmen, die sich auf andere Interessenträger auswirken, wesent-
liche Faktoren für die Schaffung eines internationalen Umfelds sind, das Wirtschafts-
wachstum und soziale Entwicklung fördert;  

 15. ist sich dessen bewusst, dass die Achtung aller Menschenrechte und Grundfrei-
heiten gefördert werden muss, um den drängendsten sozialen Bedürfnissen der in Armut 
lebenden Menschen gerecht zu werden, namentlich durch die Konzipierung und Entwick-
lung geeigneter Mechanismen zur Stärkung und Festigung demokratischer Institutionen 
und einer ebensolchen Regierungsführung;  

 16. betont, wie wichtig wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte und wie 
wichtig die Grundsätze der Nichtdiskriminierung, der Inklusion und der sinnvollen Teilha-
be für die Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels für soziale Entwicklung sind; 

 17. bekräftigt die Verpflichtung auf die Gleichstellung der Geschlechter und die 
Ermächtigung der Frauen sowie auf die durchgängige Integration einer Geschlechterper-
spektive in alle Entwicklungsanstrengungen, da sie sich dessen bewusst ist, wie entschei-
dend wichtig diese Prozesse sind, um eine nachhaltige Entwicklung herbeizuführen, Hun-
ger und Mangelernährung, Armut und Krankheit zu bekämpfen und Politiken und Pro-
gramme zu stärken, die die volle Teilhabe der Frauen als gleichberechtigte Partnerinnen in 
allen Bereichen des politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens verbes-
sern, gewährleisten und ausweiten und ihren Zugang zu allen für die uneingeschränkte 
Wahrnehmung aller ihrer Menschenrechte und Grundfreiheiten erforderlichen Ressourcen 
verbessern, indem fortbestehende Barrieren beseitigt werden, wozu auch gehört, den 
gleichberechtigten Zugang zu produktiver Vollbeschäftigung und menschenwürdiger Ar-
beit für alle zu gewährleisten und die wirtschaftliche Unabhängigkeit der Frauen zu stär-
ken;  

 18. legt den Regierungen nahe, die wirksame Teilhabe der Menschen an staatsbür-
gerlichen, sozialen, wirtschaftlichen und politischen Aktivitäten sowie an der Planung und 
Umsetzung von Politiken und Strategien zur sozialen Integration zu fördern, um so die 
Ziele der Armutsbeseitigung, der Vollbeschäftigung und menschenwürdigen Arbeit und der 
sozialen Integration besser zu erreichen;  

 19. bekräftigt die Verpflichtung auf die Förderung von Chancen auf eine volle, frei 
gewählte und produktive Beschäftigung, auch für die am stärksten Benachteiligten, und auf 
menschenwürdige Arbeit für alle, unter Achtung der grundlegenden Prinzipien und Rechte 
bei der Arbeit, bekräftigt außerdem, dass es dringend erforderlich ist, auf nationaler und in-
ternationaler Ebene ein Umfeld zu schaffen, das die Herbeiführung einer produktiven Voll-
beschäftigung und menschenwürdiger Arbeit für alle als Grundlage einer nachhaltigen 
Entwicklung begünstigt, dass ein Umfeld, das Investitionen, Wachstum und Unternehmer-
tum unterstützt, eine wesentliche Voraussetzung für die Schaffung neuer Arbeitsplätze ist 
und dass die Strategien zur Erschließung der Humanressourcen von nationalen Entwick-
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lungszielen ausgehen sollen, die eine starke Verbindung zwischen Bildung, Gesundheit, 
Ausbildung und Beschäftigung gewährleisten, dazu beitragen, produktive und wettbe-
werbsfähige Arbeitskräfte zu erhalten, und auf die Bedürfnisse der Wirtschaft eingehen, 
und bekräftigt ferner, dass das Vorhandensein von Chancen für Männer und Frauen, eine 
produktive Arbeit unter Bedingungen der Freiheit, der Gerechtigkeit, der Sicherheit und 
der Menschenwürde zu erlangen, eine wesentliche Voraussetzung für die Beseitigung von 
Hunger und Armut, die Verbesserung des wirtschaftlichen und sozialen Wohlergehens für 
alle, die Herbeiführung eines dauerhaften Wirtschaftswachstums und einer nachhaltigen 
Entwicklung in allen Ländern und eine gänzlich inklusive und ausgewogene Globalisie-
rung ist;  

 20. betont, wie wichtig es ist, die Hindernisse zu beseitigen, die sich der Verwirkli-
chung des Selbstbestimmungsrechts der Völker, insbesondere der unter Kolonialherrschaft 
oder anderen Formen der Fremdherrschaft oder ausländischer Besetzung lebenden Völker, 
entgegenstellen und die sich nachteilig auf ihre soziale und wirtschaftliche Entwicklung 
auswirken, wozu auch ihr Ausschluss von den Arbeitsmärkten gehört;  

 21. bekräftigt die Notwendigkeit, gegen alle Arten der Gewalt in ihren vielen Er-
scheinungsformen, einschließlich der häuslichen Gewalt, insbesondere Gewalt gegen 
Frauen, Kinder, ältere Menschen und Menschen mit Behinderungen, und der Diskriminie-
rung, einschließlich Fremdenfeindlichkeit, vorzugehen, erkennt an, dass Gewalt es den 
Staaten und Gesellschaften erschwert, die Armut zu beseitigen sowie produktive Vollbe-
schäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle und soziale Integration herbeizuführen, 
und stellt ferner fest, dass Terrorismus, Waffenhandel, organisierte Kriminalität, Men-
schenhandel, Geldwäsche, ethnische und religiöse Ko
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werden kann, und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von der Empfehlung der Internationa-
len Arbeitsorganisation betreffend den sozialen Basisschutz; 

 37. ersucht das System der Vereinten Nationen, die nationalen Anstrengungen der 
Mitgliedstaaten zur Herbeiführung einer inklusiven sozialen Entwicklung auch weiterhin 
auf kohärente und koordinierte Weise zu unterstützen;  

 38. bekräftigt die Verpflichtung auf die Förderung der Rechte der indigenen Völker 
in den Bereichen Bildung, Beschäftigung, Wohnungswesen, Sanitärversorgung, Gesund-
heit und soziale Sicherheit und stellt fest, dass diesen Bereichen in der Erklärung der Ver-
einten Nationen über die Rechte der indigenen Völker Aufmerksamkeit entgegengebracht 
wird;  

 39. erkennt an, dass die Politik zur Förderung der sozialen Entwicklung in einer 
integralen, verständlichen und partizipatorischen Weise und unter Anerkennung der Armut 
als eines vielschichtigen Phänomens formuliert werden muss, fordert in dieser Angelegen-
heit ineinandergreifende öffentliche Maßnahmen und unterstreicht, dass diese Maßnahmen 
Teil einer umfassenden Strategie zugunsten von Entwicklung und Wohlergehen sein müs-
sen;  

 40. anerkennt die Rolle, die der öffentliche Sektor als Arbeitgeber spielen kann, 
und seine Bedeutung für die Herstellung von Bedingungen, die die wirksame Schaffung 
von produktiver Vollbeschäftigung und menschenwürdiger Arbeit für alle ermöglichen;  

 41. anerkennt außerdem die unverzichtbare Rolle, die der Privatsektor bei der Mo-
bilisierung neuer Investitionen, der Schaffung neuer Arbeitsplätze und der Entwicklungsfi-
nanzierung sowie bei der Förderung der Bemühungen um Vollbeschäftigung und men-
schenwürdige Arbeit für alle spielen kann, und ermutigt den Privatsektor, einschließlich 
der kleinen und mittleren Unternehmen und der Genossenschaften, unter anderem im Wege 
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kleinen und mittleren Unternehmen, Unternehmergenossenschaften und anderen Formen 
sozialer Unternehmen Zugang zu einer Vielfalt nachhaltiger Produkte und Dienstleistungen 
verschafft, sowie der Teilhabe und der unternehmerischen Tätigkeit von Frauen Vorrang zu 
geben; 

 46. bekräftigt die auf dem Weltgipfel 2005 in Bezug auf die Deckung der besonde-
ren Bedürfnisse Afrikas eingegangenen Verpflichtungen20, unterstreicht die Aufforderung 
des Wirtschafts- und Sozialrats zu stärkerer Koordinierung innerhalb des Systems der Ver-
einten Nationen sowie die aktuellen Anstrengungen zur Harmonisierung der laufenden In-
itiativen zugunsten Afrikas und ersucht die Kommission für soziale Entwicklung, in ihrer 
Arbeit den sozialen Dimensionen der Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas21 
auch weiterhin den gebührenden Stellenwert einzuräumen; 

 47. bekräftigt in diesem Zusammenhang außerdem, dass der internationalen Zu-
sammenarbeit eine wesentliche Rolle zukommt, wenn es darum geht, die Entwicklungs-
länder, namentlich die am wenigsten entwickelten Länder, bei der Stärkung ihrer personel-
len, institutionellen und technologischen Kapazitäten zu unterstützen;  

 48. betont, dass sich die internationale Gemeinschaft verstärkt darum bemühen 
soll, durch die Erweiterung des Marktzugangs für Entwicklungsländer, Technologietransfer 
zu einvernehmlich festgelegten Bedingungen, Finanzhilfe und eine umfassende Lösung 
des Auslandsverschuldungsproblems ein für die soziale Entwicklung und die Armutsbesei-
tigung förderliches Umfeld zu schaffen;  

 49. betont außerdem, dass der internationale Handel und stabile Finanzsysteme 
wirksame Instrumente zur Schaffung günstiger Bedingungen für die Entwicklung aller 
Länder sein können und dass Handelsschranken und bestimmte Handelspraktiken nach wie 
vor das Beschäftigungswachstum hemmen, vor allem in Entwicklungsländern;  

 50. erkennt an, dass gute Regierungsführung und Rechtsstaatlichkeit auf nationaler 
und internationaler Ebene unerlässlich für ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum, eine 
nachhaltige Entwicklung und die Beseitigung von Armut, Hunger und Mangelernährung 
sind;  

 51. unterstreicht, wie entscheidend wichtig es ist, dass alle Verpflichtungen in Be-
zug auf die öffentliche Entwicklungshilfe erfüllt werden, namentlich die Zusage vieler 
entwickelter Länder, bis 2015 den Zielwert von 0,7 Prozent des Bruttosozialprodukts für 
die öffentliche Entwicklungshilfe zugunsten der Entwicklungsländer sowie den Zielwert 
von 0,15 bis 0,20 Prozent des Bruttosozialprodukts für die öffentliche Entwicklungshilfe 
zugunsten der am wenigsten entwickelten Länder zu erreichen, und fordert die entwickel-
ten Länder nachdrücklich auf, ihre Verpflichtungen in Bezug auf die öffentliche Entwick-
lungshilfe für die Entwicklungsländer zu erfüllen, sofern sie dies noch nicht getan haben;  

 52. betont die wesentliche Rolle der öffentlichen Entwicklungshilfe, wenn es da-
rum geht, die Entwicklungsfinanzierung in den Entwicklungsländern zu ergänzen, effektiv 
einzusetzen und aufrechtzuerhalten und die Erreichung der Entwicklungsziele, einschließ-
lich der international vereinbarten Entwicklungsziele, insbesondere der Millenniums-Ent-
wicklungsziele, zu erleichtern, und begrüßt die ergriffenen Schritte zur Verbesserung der 
Wirksamkeit und der Qualität der Hilfe ausgehend von den Grundprinzipien der nationalen 
Eigenverantwortung, der Partnerausrichtung, der Harmonisierung, des ergebnisorientierten 
Managements und der gegenseitigen Rechenschaftspflicht;  

_______________ 
20 Resolution 60/1, Ziff. 68. 
21 A/57/304, Anlage. 
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senträger, um unter anderem Korruption zu verhüten oder strafrechtlich zu verfolgen, und 
Menschenrechtsverletzungen zu verhindern;  

 58. betont
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keit zu widmen und zu diesem Zweck eine Sitzung im Rahmen des regulären Arbeitspro-
gramms der Arbeitstagung des Rates und eine halbtägige Sitzung während der dreiund-
fünfzigsten Tagung der Kommission 2015 zu organisieren, unter Berücksichtigung der Er-
örterungen über die Post-2015-Entwicklungsagenda und des im September 2015 stattfin-
denden Gipfeltreffens auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs zur Verabschiedung 
der Post-2015-Entwicklungsagenda; 

 65. 


